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Vorwort

Zur 1. Auflage

Sehr geehrte Studierende des Öffentlichen Rechts,

Sie halten die Gesetzessammlung Öffentliches Recht in der gekürzten
Studienfassung für Wirtschaftsrecht-Helden in der Hand. Herzlichen
Glückwunsch!

Diese Gesetzessammlung richtet sich an Studierende des Öffentlichen
Rechts, die sich in den Grundlagenvorlesungen des Öffentlichen Rechts
(Staats- und Verfassungsrecht, Verwaltungsrecht, Verwaltungsprozessrecht) mit
den entsprechenden Normen beschäftigen.

Die Idee zu dieser Gesetzessammlung kommt aus meiner langjährigen
Praxis als Hochschulprofessor für Wirtschaftsrecht an der Hochschule für
Angewandte Wissenschaften Hof. So mussten sich bislang Studierende für die
oben genannten Grundlagenvorlesungen und die damit verbundenen
Klausuren oft mehrere Gesetzestexte anschaffen (Grundgesetz,
bundesverwaltungsrechtliche Gesetze und z.B. bayerisches Verwaltungsrecht,
etc.).

Hier knüpft die neue Gesetzessammlung an. So müssen sich Studierende
für die ersten beiden Semester nur noch eine einzige Gesetzessammlung für
das gesamte Öffentliche Recht anschaffen. Ferner sind auch Vorschriften der
ZPO und des BGB abgedruckt, die beispielsweise für die Fristberechnung von
verwaltungsgerichtlichen Klagen erforderlich sind. Ferner ist die
Zusammenstellung und die Auswahl der Gesetze auf die Bedürfnisse der
Studierenden des Öffentlichen Rechts in den Grundlagenvorlesungen
zugeschnitten. So wurden die Teile bzw. Abschnitte der relevanten Gesetze
weggelassen, die für den üblichen Stoff von Vorlesungen und Übungen im
Öffentlichen Recht in den Grundlagenvorlesungen nicht von Bedeutung sind.



So erfüllt eine einzige Gesetzessammlung alle Anforderungen, die Studierende
des Öffentlichen Rechts zu Beginn ihres Studiums des Wirtschaftsrechts
haben.

Die neue Gesetzessammlung Öffentliches Recht in der gekürzten
Studienfassung ist nicht nur praktischer, sondern auch günstiger!

Ziel der gesamten Reihe Wirtschaftsrecht-Helden und des dazugehörigen
Podcasts ist es, ein Angebot an Studienliteratur und-hilfe zu bieten, das speziell
auf die Bedürfnisse von Studierenden des Wirtschaftsrechts zugeschnitten
sind. Obwohl es inzwischen mit dem Studium des Wirtschaftsrechts an
deutschen Hochschulen seit einigen Jahrzehnten eine auf die
unternehmerische Praxis orientierte Alternative zum klassischen Jura-Studium
an der Universität gibt, spiegelt sich dies oft noch nicht in der
Ausbildungsliteratur wieder. Während des Jurastudiums an der Universität
lernen Studierende und Referendare während des Referendariats alles, was
man später als Richter oder Staatsanwalt wissen muss. Dazu zählen auch
Rechtsgebiete wie Erbrecht und Familienrecht. Dies sind zweifelsohne
wichtige Rechtsgebiete. Jedoch braucht ein Jurist, der in einem Unternehmen,
einer Kammer, einer Steuer-, Insolvenzkanzlei oder in einer
Wirtschaftsprüfergesellschaft arbeitet diese Rechtsgebiete nicht für seine
Tätigkeit. Ferner stehen für diese Wirtschaftsjuristen die Vorbeugung von
rechtlichen Problemen im Vordergrund und nicht die verfahrensrechtlichen
Fragen vor Gericht. Deshalb stehen im Studium des Wirtschaftsrechts auch
die jeweiligen Prozessordnungen nicht so im Fokus wie im Jurastudium.
Vielmehr muss ein Studierender des Wirtschaftsrechts Literatur haben, die sich
auf die praxisorientierte Ausbildung an der Hochschule bezieht.

Diese wichtige Lücke in der juristischen Ausbildungsliteratur will die
Reihe Wirtschaftsrecht-Helden schließen.

Aus meiner langjährigen Erfahrung als Professor für Wirtschaftsrecht an der
Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hof sind die Impulse und Ideen
zu dieser Reihe entstanden.



Als Ergänzung zu dieser Reihe ist auch der gleichnamige Podcast
konzipiert. Er richtet sich an alle, die sich für ein Studium des
Wirtschaftsrechts interessieren oder dieses bereits ergriffen haben. Dieser
Podcast soll allen Zuhörern helfen, erfolgreich und vielleicht sogar mit etwas
Freude Wirtschaftsrecht zu studieren und mit dem Erreichen des Bachelor of
Law Abschlusses selbst ein Wirtschaftsrecht Held zu werden. Besuchen Sie
uns doch gerne auf

www.wirtschaftsrecht-helden.de

und hören Sie unseren Podcast Wirtschaftsrecht-Helden auf den üblichen
Podcast Kanälen (iTunes, Spotify, etc.) oder direkt auf unserem o.g. Blog!

Bis bald und viel Erfolg auf Ihrem Weg zum Wirtschaftsrecht-Held

wünscht Ihnen

Ihr

Prof. Dr. iur Martin Wachovius

Hof, September 2019



KAPITEL 1 – EINFÜHRUNG

Mit dieser Einführung werden Ihnen ein paar grundlegende Einblicke in
Grundlagen des Staats- und Verfassungsrechts und des Allgemeinen
Verwaltungsrechts und des Verwaltungsprozessrechts gegeben.

I) – GRUNDGESETZ

Bitte achten Sie darauf, dass die erste Zeile eines Absatzes immer um 0,5
cm eingerückt ist. Auch zu dieser Formatierung erhalten Sie nützliche
Hinweise in dem Dokument „Wichtige Veröffentlichungshinweise“.

1) – Grundgesetz als Vollverfassung

Gelegentlich ist zu lesen, das Grundgesetz heiße Grundgesetz, weil es keine
Verfassung im eigentlichen Sinne sei. Das stimmt jedoch nicht. Bereits in
seiner Ursprungsfassung war das Grundgesetz 1949 eine so genannte
Vollverfassung. Es weist alle wesentlichen Bestandteile einer Verfassung auf,
nämlich Regelungen über die Staatsorganisation und umfangreiche
Grundrechte.

Die Bezeichnung Grundgesetz ist vielmehr darauf zurückzuführen, dass
wegen der Teilung Deutschlands die westdeutsche Verfassung, nämlich das
Grundgesetz, einem bloßen provisorischen Charakter haben sollte. Von
vornherein war die deutsche Wiedervereinigung auch in der deutschen
Verfassung als Ziel niedergelegt. Auch nach der Wiedervereinigung im Jahr
1990 blieb es bei dem Begriff Grundgesetz, weil man so die qualitative und die
terminologische Kontinuität ausdrücken wollte. Die Wiedervereinigung ist aus
verfassungsrechtlicher Sicht so vollzogen worden, dass die Länder der



vormaligen DDR zum Grundgesetz nach Art. 23 S. 2 GG alter Fassung
beigetreten sind.

2) – Verfassungsgeschichte

2020 feiern wir 30 Jahre Wiedervereinigung und damit Geltung des
Grundgesetzes für das gesamte deutsche Volk. Grund genug, sich mit der
bewegten deutschen Verfassungsgeschichte zu beschäftigen.

Die Anfänge wurden mit der Paulskirchen-Verfassung aus dem Jahr 1848
gelegt. Aus den Erfahrungen aus der Reichsverfassung von 1871 unter
Weimarer Reichsverfassung von 1990 wurde dann das Grundgesetz im Jahr
1949 geschaffen, welches seit der Wiedervereinigung 1990 für ganz
Deutschland gilt.

a) – Paulskirchen-Verfassung 1848

Ausgehend von der März-Revolution 1848 sollte zum ersten Mal für
Deutschland eine Verfassung entwickelt werden, die sog. Paulskirchen-
Verfassung oder Reichsverfassung 1848/49. In dieser Verfassung waren bereits
wesentliche Strukturen festgelegt wie das Bundesstaatsprinzip und ein System
der repräsentativen Demokratie. Auch war die Gewaltenteilung nach
Montesquieu in Legislative, Exekutive und Judikative verankert. Dem
Parlament oblag die Gesetzgebung und das Reichsgericht stellte die
Rechtsprechung. Staatsoberhaupt und Chef der Regierung und Verwaltung war
der preußische König. Er hatte eine große Machtfülle, was später in der
Reichsverfassung von 1871 und in der Weimarer Reichsverfassung von 1919
zu großen Problemen führte. Erst unter Geltung des Grundgesetzes aus dem
Jahr 1949 wurde mit dem konstruktiven Misstrauensvotum nach Art. 67 GG
dieses Problem der großen Machtfülle des Staats-und Regierungsoberhauptes
gelöst. Danach kann der Bundestag dem Bundeskanzler das Misstrauen nur
dann aussprechen, wenn gleichzeitig ein Nachfolger gewählt wird (Prinzip der
Kontinuität). Die Paulskirchen-Verfassung trat jedoch nie in Kraft, weil



wichtige deutsche Staaten wie Preußen und Österreich dem Entwurf der
Reichsverfassung aus dem März 1849 widersprachen. Dennoch ist die
Paulskirchen-Verfassung wesentlich für das Verständnis des heute geltenden
Grundgesetzes, da bereits wesentliche Verfassungsstrukturen enthalten waren,
die später in der Weimarer Reichsverfassung und auch im Grundgesetz
aufgenommen wurden.

b) – Reichsverfassung 1871

Im berühmten Spiegelsaal von Versailles wurde am 18.1.1871 das
Deutsche Kaiserreich ausgerufen. Die Reichsverfassung statuierte einen
Bundesstaat aus 22 Einzelstaaten, die von Monarchen geleitet wurden. Diese
Einzelstaaten wurden im Bundesrat repräsentiert, der sich gemeinsam mit dem
Reichstag, der Volksvertretung die legislative Staatsgewalt teilte.
Staatsoberhaupt war der deutsche Kaiser, der den Reichskanzler ernannte und
Oberbefehlshaber der Streitkräfte war. Chef der Exekutive war der
Reichskanzler. Dieser konnte nicht mittels eines Misstrauensvotums vom
Reichstag seines Amtes enthoben werden. Grundrechte beinhaltete die
Reichsverfassung von 1871 fast nicht.

c) – Weimarer Reichsverfassung 1919

Am 31.7.1919 wurde die Weimarer Reichsverfassung verabschiedet.
Danach war Deutschland weiterhin ein Bundesstaat. Anders als in der
Reichsverfassung von 1871 gab es einen umfassenden Grundrechtskatalog. Im
Unterschied zu den Grundrechten im Grundgesetz 1949 galten die
Grundrechte der Weimarer Reichsverfassung nicht unmittelbar als
Abwehrrechte des Bürgers gegenüber dem Staat. Vielmehr waren sie so
genannte Programmsätze, d.h. sie richteten sich an den Staat als Auftrag.
Ferner war Deutschland nach der Weimarer Reichsverfassung ein Rechtsstaat
und Sozialstaat. Staatsoberhaupt war der Reichspräsident. Regierungschef war
zwar der Reichskanzler. Jedoch kann die Weimarer Reichsverfassung als
Präsidialrat System gewertet werden. Zwar hatte man im Vergleich zur



Reichsverfassung 1871 den Kaiser als Monarchen abgeschafft. Gleichzeitig
traute man aber dem Parlamentarismus noch nicht voll. Vielmehr hatte man
sogar Sorge vor einem „Parlamentsabsolutismus“. So suchte man nach einer
Möglichkeit, die Macht des Parlamentes zu beschränken. Als eine Art
„Ersatzmonarch“ wurd e der Reichspräsident mit großen Machtbefugnissen
ausgestattet. Er konnte sowohl das Parlament auflösen, als auch selbst Gesetze
erlassen. Gegen Ende der Weimarer Republik kam es öfters zu sog.
Präsidialkabinetten, d.h. zu Regierungen, die vom Reichspräsidenten eingesetzt
wurden und vom Reichstag aus Angst vor der Auflösung durch den
Bundespräsidenten gebilligt wurden. Dies führte schließlich zu einer
Aushöhlung des parlamentarischen Systems in der Weimarer Republik. Das
Ermächtigungsgesetz aus dem Jahr 1933 durch die Nationalsozialisten
spritzten diese Deparlamentarisierung zu, indem nun auch die Reichsregierung
Gesetze beschließen konnte. Bis zum Ende des zweiten Weltkrieges herrschte
dann das Unrecht.

d) – Grundgesetz 1949

Nach der Kapitulation des Deutschen Reiches im Mai 1945 übernahmen
die vier Alliierten (USA, Großbritannien, Frankreich und die Sowjetunion) um
die Staatsgewalt über das Gebiet des Deutschen Reiches, wobei es nicht zu
einer Annexion kam. Die drei westlichen Alliierten (USA, Großbritannien und
Frankreich) ermächtigten im Juni 1948 die inzwischen neu gewählten
Ministerpräsidenten, eine neue deutsche Verfassung zu erstellen. Dabei kam
dem anführen Zeichen auf Ausschuss von Sachverständigen für
Verfassungsfragen“ besondere Bedeutung zu. Dies er Ausschuss tagte vom
10.-23.08.1948 auf Herrenchiemsee.

Die Ergebnisse dieses Herrenchiemseer Verfassungskonvents stellten
eine wichtige Grundlage für den parlamentarischen Rat dar. Der Präsident des
parlamentarischen Rates war Konrad Adenauer, der Vorsitzende des
Hauptausschusses war Carlo Schmid. Am 8.5.1949 wurde das Grundgesetz
vom parlamentarischen Rat verabschiedet. Danach stimmten die Bundesländer



zu und die drei westlichen Alliierten genehmigten das Grundgesetz. Dieses trat
am vierten 20.5.1949 in Kraft.

e) – Wiedervereinigung 1990

Bedingt durch die Reformpolitik von Gorbatschow und der friedlichen
Revolution in der DDR schlossen die Bundesrepublik Deutschland und die
Deutsche Demokratische Republik am 18.5.1990 einen Staatsvertrag über die
Wirtschaft-, Währung-und Sozialunion. Ferner wurde am 31.8.1990 der
Einigungsvertrag geschlossen, wonach die neu gegründeten Bundesländer der
DDR am 3.10.1990 dem Geltungsbereich des Grundgesetzes beigetreten sind.
Seit diesem Datum gilt das Grundgesetz für das geeinigte Deutschland als
Verfassung.

3 – GG als Grundlage zur Bewältigung zukünftiger Herausforderungen

Wir stehen vor zwei großen Herausforderungen für die Zukunft: Die
Notwendigkeit einer nachhaltigen Entwicklung der Gesellschaft und der
Wirtschaft auf der einen Seite, und auf der anderen Seite die Digitalisierung. Ist
das Grundgesetz aus dem Jahr 1949 immer noch die richtige Grundlage, um
diese epochalen Aufgaben auf verfassungsrechtlicher Seite zu begleiten bzw. zu
lösen? Die Antwort lautet Ja! Das Grundgesetz ist kein starres Gesetz,
sondern passt sich durch die verantwortungsvolle Auslegung des
Bundesverfassungsgerichts stets an neue Herausforderungen an. Dies soll
hierfür fragende Digitalisierung beispielsweise kurz erläutert werden:

Nehmen wir die rechtlichen Herausforderungen eines autonomen
Fahrens. Auf der vierten und bislang letzten Stufe des automatisierten
Verfahrens (sog. Vollautomatisierte Fall Systeme) bewältigen die Fahrzeuge
völlig eigenständig sämtliche Verkehrsvorgänge in einer bestimmten
Anwendungssituation. D.h., dass der Mensch nicht mehr in jeder Situation
aktiv in das Verkehrsgeschehen eingreift, sondern ein Algorithmus das
Fahrzeug steuert. Neben vielen Fragestellungen wie der zivilrechtlichen



Haftung (nach Straßenverkehrsgesetz, BGB und Produkthaftungsgesetz) oder
der strafrechtlichen Verantwortung wird anhand des autonomen Fahrens auch
eine verfassungsrechtliche Frage von großer Bedeutung aufgeworfen.

Beispiel zwei: Ein autonom gesteuertes Fahrzeug ist mit einer Familie
(Eltern, drei minderjährige Kinder) voll besetzt. Vor dem Fahrzeug geht 81-
jähriger Mann rechtmäßig über einen Zebrastreifen. Wegen eines
Bremsdefektes kann das Fahrzeug bzw. der Algorithmus nicht mehr rechtzeitig
bremsen. Es bestehen nur noch zwei Handlungsalternativen.

Erste Handlungsmöglichkeit: Das Auto fährt mit unveränderter
Geschwindigkeit geradeaus, was zur Folge hätte, dass der Fußgänger tödlich
vom Fahrzeug erfasst wird.

Zweite Handlungsmöglichkeit: Der Algorithmus kann das Fahrzeug nach
links steuern. Dort befindet sich jedoch eine Betonwand, was zur Folge hätte,
dass alle fünf Insassen des Fahrzeuges tödlich verunglückten.

Wie soll der Algorithmus programmiert sein? Für welche der beiden
Handlungsmöglichkeiten soll sich der Algorithmus entscheiden? Es wäre wohl
ein schlechtes Verkaufsargument, wenn potentielle Kauf Kunden wüssten,
dass der Algorithmus für die zweite Handlungsmöglichkeit programmiert ist.
Ist jedoch die erste Handlungsmöglichkeit programmiert, stellt sich über das
Strafrecht die Frage der Menschenwürde nach Art. 1 Abs. 1 GG. Strafrechtlich
kommen hier Frage nach einer möglichen Rechtfertigung auf. So verlangt
Masche § 34 StGB (rechtfertigender Notstand, dass bei Abwägung der
widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffenen Rechtsgüter und des
Grades der ihnen drohenden Gefahr, das geschützte Interesse das
beeinträchtigte wesentlich überwiegt. Auf den Fall angewendet bedeutet dies,
dass der Schutz der Leben der fünf PKW Insassen als geschütztes Interesse
dem Interesse des Rentners auf körperliche Unversehrtheit und Recht und
Leben wesentlich überwiegt. Und hier kommt Art. 1 Abs. 1 GG zum Tragen,
wonach die Menschenwürde unantastbar ist. Nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts zu Art. 1 Abs. 1 GG ist jedoch eine Aufrechnung
„Leben gegen Leben“ mit der Menschenwürde nicht vereinbar. Im Einklang



mit der Philosophie von Immanuel Kant, wonach der Mensch als „Zweck an
sich“ gilt, der nicht zum Mittel der Zweckerfüllung eines anderen werden darf
steht hier die Schutzwirkung von Art. 1 Abs. 1 GG. „Art. 1 Abs. 1 GG schützt
den einzelnen Menschen nicht nur vor Erniedrigung, Brandmarkung,
Verfolgung, Ächtung und ähnlichen Handlungen durch Dritte oder durch den
Staat selbst […]. Schlechthin verboten ist damit jede Behandlung des
Menschen durch die öffentliche Gewalt, die dessen Subjekt Qualität, seinen
Status als Rechtssubjekt, grundsätzlich infrage stellt“ (BVerfGE 30, 1, 26; 87,
209, 228; 96, 375, 399).

An diesem Beispiel sieht man, welche rechtlichen Konfliktbereiche
(Dilemma Situationen) der technische Fortschritt und insbesondere die
Digitalisierung aufgeworfen werden. Ähnliche Fragestellungen ergeben sich
auch im Bereich des Klonens und der pränatalen Diagnostik.

Ein anderes Verfassungsthema, das mit der Digitalisierung verbunden ist,
ist die Frage, wie der Staat mit unseren Daten umgehen darf.
Verfassungsrechtlich ist das Problem im Grundrecht auf informationelle
Selbstbestimmung verankert. Dies soll an einem Beispiel aus dem bayerischen
Polizeirecht (bayerisches Polizeiaufgabengesetz –Bay PAG-) verdeutlicht
werden. Darf die bayerische Polizei jeden Autofahrer in der Nähe der
bayerischen Staatsgrenze dadurch erfassen, dass automatisch jedes
Kennzeichen, Ort, Datum, Uhrzeit und Fahrtrichtung erfasst werden? Die
entsprechende Rechtsgrundlage dafür ist Art. 39 Bay PAG). Fraglich ist die
Vereinbarkeit dieser Regelung mit dem Grundrecht auf informationelle
Selbstbestimmung, dass das Bundesverfassungsgericht aus Art. 2 Abs. 1 i.V.m.
Art. 1 Abs. 1 GG herleitet. Das informationelle Selbstbestimmungsrecht kann
als Beispiel herangezogen werden um zu demonstrieren, dass sich die
Verfassung an modernen Entwicklungen anpasst und dem
Persönlichkeitsschutz auch in Zeiten der Digitalisierung gewährleisten kann.
Dem einzelnen steht die Befugnis zu, grundsätzlich selbst über Preisgabe und
Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen. Das Recht auf
informationelle Selbstbestimmung schützt vor jeder Form der Erhebung,
Speicherung, Verwendung und Weitergabe oder Veröffentlichung von



persönlichen Informationen. „Wer nicht mit hinreichender Sicherheit
überschauen kann, welche ihn betreffenden Informationen in bestimmten
Bereichen seiner sozialen Umwelt bekannt sind, und wer das mögliche Wissen
möglicher Kommunikationspartner nicht einigermaßen abzuschätzen vermag,
kann in seiner Freiheit wesentlich gehemmt werden, aus eigener
Selbstbestimmung zu planen oder zu entscheiden“ (BVerfGE 65, 1, 42f.). Das
persönliche Daten durch Art. 39 BayPAG betroffen sind, liegt auf der Hand.
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sind Erhebungen
und Zusammenführung von Daten, die der Erstellung vollständiger
Persönlichkeitsprofile dienen, unzulässig. Aus der Zusammenschau der
erhobenen Daten wird jedoch ein Bewegungsprofil erstellt, was den
Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts an einen gerechtfertigten
Eingriff in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung nicht mehr
genügt.

An diesem Beispiel wird deutlich, dass mit der Zunahme der
Möglichkeiten, auf digitalem Wege Daten zu erfassen und zu verarbeiten, die
verfassungsrechtlichen Fragen nach einer zulässigen Abwägung zwischen
Persönlichkeitsschutz auf der einen Seite und einer effektiven Gefahrenabwehr
auf der anderen Seite, schwierig und aktuell bleiben.

4) – Staatsorganisationsrecht

Das Staatsorganisationsrecht beinhaltet Regelungen, die sich damit
befassen, wie der Staat eigentlich funktioniert. Auf Bundesebene werden die
verschiedenen Staats-bzw. Verfassungsorgane genannt (Bundespräsident,
Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat, Bundesverfassungsgericht).

a) Gewaltenteilung

Die Gewaltenteilung wird mit Verfassungsrang ausgestattet. Es finden
sich Bestimmungen darüber, wie die verschiedenen Organe sich bilden. Als
besonderer Teil staatlicher Aufgabenerfüllung für das Berufsbeamtentum in



Art. 33 GG genannt. Als Hüter der Verfassung wird das
Bundesverfassungsgericht im Grundgesetz bestimmt.
Bundesverfassungsgericht werden in den Art. 92 und Art. 93 Grundgesetz
wichtige Kontrollbefugnisse zugeordnet.

Die klassische „horizontale“ Gewaltenteilung zwischen der
Gesetzgebung (Legislative), Verwaltung (Exekutive) und Rechtsprechung
(Judikative) wird gleich an drei Stellen im Grundgesetz zementiert (Art. 1 Abs.
3, Art. 20 Abs. 2 S. 2, Art. 20 Abs. 3 GG).

Als Abgrenzung zu einem zentral organisierten Staat bestimmt das
Grundgesetz, dass die Bundesrepublik Deutschland auch auf vertikaler Sicht
eine Gewaltenteilung hat, nämlich zwischen der Bundesrepublik auf der einen
Seite und den Bundesländern auf der anderen Seite. Regelungen dazu finden
sich in Art. 30, 70 f. Grundgesetz für die Gesetzgebung und in Art. 30, 83 ff.
GG für die Verwaltung. Zu diesem Bereich der vertikalen Gewaltenteilung
gehört auch die in Art. 28 Abs. 2 GG bestimmte kommunale Selbstverwaltung.
Danach können Gemeinden die Angelegenheiten der örtlichen
Selbstverwaltung in Autonomie selbst regeln.

b) Gesetzgebungskompetenz

Eng verbunden mit der Gewaltenteilung ist die Frage verbunden, wer für
die Gesetzgebung zuständig ist, der Bund oder die Bundesländer.

Grundsatz: Länderkompetenz

Im Grundsatz regelt Art. 30, Art. 70 GG, dass die Ausübung staatlicher
Gewalt in Form der Gesetzgebung Aufgabe der Länder ist. In der Praxis sind
die wichtigsten Fälle der Landesgesetzgebungskompetenz das Polizei-und
Sicherheitsrecht, das Kommunalrecht und das Schulrecht. Diese
grundsätzliche Ländergesetzgebungskompetenz nach Art. 30, 70 GG besteht
nur so lange, wie das Grundgesetz dem Bund nicht eine
Gesetzgebungskompetenz einräumt.



Ausnahme: Bundeskompetenz

Es gibt zwei Arten der Bundeskompetenz: Die geschriebene
Bundeskompetenz und die ungeschriebene.

Geschriebene Bundeskompetenz

Es gibt zwei Formen der geschriebenen
Bundesgesetzgebungskompetenz: Die ausschließliche
Bundesgesetzgebungskompetenz nach Art. 7173 GG und die konkurrierende
Bundesgesetzgebungskompetenz nach Art. 72, 74 GG.

Ausschließliche Bundeskompetenz, Art. 71, 73 GG

Art. 71 GG regelt, dass in bestimmten Rechtsgebieten, die im Katalog
des Art. 73 GG aufgezählt sind, der Bund die ausschließliche Kompetenz
besitzt Gesetze zu erlassen. Das bedeutet, dass die Bundesländer dürfen in
diesem Bereich überhaupt nur dann Gesetze erlassen, wenn der Bund die
Bundesländer zur Gesetzgebung ausdrücklich ermächtigt.

Konkurrierende Gesetzgebungskompetenz, Art. 72, 74 GG

Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Bundesländer
die Gesetzgebungskompetenz, so solange und soweit der Bund nicht von
seiner eigenen Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht hat, Art. 20 Abs.
1 GG. Darüber hinaus erhalten die Bundesländer in den Fällen, die in Art. 20
Abs. 3 GG genannt sind, das Recht, von einem bereits bestehenden
Bundesgesetz abzuweichen. Dem Bund steht nach Art. 20 Abs. 2 GG in den
dort genannten Fällen nur dann die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz
zu, wenn eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich ist. Dies ist dann der
Fall, wenn die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse im Bund nicht auch
durch Ländergesetze erreicht werden kann. Nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts ist die sie restriktiv auszulegen. In den Fällen
außerhalb des Art. 72 Abs. 2 GG hat der Bund ohne weiteres die
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz.



Ungeschriebene Bundeskompetenz

Insgesamt sind von der Rechtsprechung drei ungeschriebene
Bundesgesetzgebungskompetenzen anerkannt: Kompetenz kraft
Sachzusammenhangs, Annexkompetenz und Kompetenz kraft Natur der
Sache.

Kompetenz kraft Sachzusammenhangs

Nach der Kompetenz kraft Sachzusammenhangs darf der Bund
übergreifende Regelungen treffen, die unerlässlich sind, um eine ausdrücklich
zugewiesene Materie sinnvoll zu regeln. Man spricht hiervon auch von einer
Ausweitung der Gesetzgebungskompetenz „in die Breite“.

Annexkompetenz

Von der Annexkompetenz des Bundes werden die Stadien der
Vorbereitung und Durchführung einer Regelungsmaterie innerhalb eines
bestehenden Kompetenztitels erfasst. Man spricht hier von einer Ausweitung
der Gesetzgebungskompetenz „in der Tiefe“.

Kompetenz kraft Natur der Sache

Die Kompetenz kraft Natur der Sache bestimmt, dass der Bund Bereiche
regeln darf, die der Gesetzgebungskompetenz der Länder von vornherein
entzogen sind, weil sie begriffsnotwendig nur vom Bund geregelt werden
können. Als Beispiel können hier genannt werden bundeseinheitlich geltende
Feiertage, Sitz der Bundesregierung, Gestaltung der deutschen Nationalhymne.

5) – Grundrechte

Neben dem Staatsorganisationsrecht stellen die Grundrechte den
wichtigsten Teil des Grundgesetzes dar. Man kann sie in Freiheitsrechte und
Gleichheitsrechte unterteilen. Jede Staatsgewalt des nach Art. 1 Abs. 3 GG an
die Grundrechte gebunden. Primär sind die Freiheitsrechte Abwehrrechte des
Bürgers gegenüber dem Staat. Der Schwerpunkt der Grundrechte findet sich



im so genannten Grundrechtskatalog, Art. 1-19 GG. Daneben finden sich die
so genannten grundrechtsgleichen Rechte, wie z.B. die Wahl-und
Staatsbürgerrechte in Art. 33 und Art. 38 GG und die Justizgrundrechte, Art.
101-104 GG. Die besondere praktische Bedeutung der Grundrechte findet
sich in der Verfassungsbeschwerde nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, wonach
jedermann das Bundesverfassungsgericht anrufen kann, wenn er durch die
öffentliche Gewalt in einem seiner Grundrechte verletzt wird.

Das Bundesverfassungsgericht bringt die Bedeutung der Grundrechte wie
folgt zum Ausdruck: Anführen Zeichen auf die Grundrechte bilden einen
untrennbaren Teil der Verfassung; sie sind der eigentliche Kern der
freiheitlich-demokratischen Ordnung des staatlichen Lebens im Grundgesetz
anführen Zeichen zu (BVerfGE 31, 58,73; 43,100 54,167). Auch die
prominente Stellung der Grundrechte im Grundgesetz, nämlich direkt zu
Beginn im ersten Abschnitt, verdeutlicht die herausragende Bedeutung der
Grundrechte im Grundgesetz.

6) – Verfassungsrechtliche Grundentscheidungen

Neben dem Staatsorganisationsrecht und den Grundrechten gibt es
weitere wichtige Regelungen im Grundgesetz, sog.
Staatsstrukturbestimmungen. So bestimmen Art. 20, Art. 28 GG, dass
Deutschland ein Rechtsstaat, eine Demokratie, eine Republik, ein Bundesstaat
und ein Sozialstaat ist.

a) – Rechtsstaat

Als Sicherung der Freiheit und der Gleichheit dient das
Rechtsstaatsprinzip. Art. 20 Abs. 3 GG normiert das Rechtsstaatsprinzip. Zur
Ausprägung des Recht Staatsprinzips gehören Menschenwürde,
Vertrauensschutz, Gewaltenteilung, Gerechtigkeit und Rechtssicherheit,
Normenklarheit und Widerspruchsfreiheit der Rechtsprechung. An dieser
Stelle soll auf das Prinzip der Rechtssicherheit in Form des



Rückwirkungsverbotes näher eingegangen werden. Aus dem
Bestimmtheitsgrundsatz ergibt sich, dass Gesetze so hinreichend klar und
deutlich formuliert sein müssen, dass der Bürger erkennen kann, was von ihm
verlangt wird. Auch muss in zeitlicher Perspektive der Bürger Vertrauen darauf
haben, dass eine bestimmte rechtliche Situation bei berechtigtem Vertrauen
geschützt wird. Rückwirkende Gesetze stellen hier ein rechtliches Problem dar.
Unter rückwirkenden Gesetzen versteht man solche Gesetze, die für einen
Zeitraum vor ihrem Inkrafttreten Wirkung entfalten. Ausdrücklich für das
Strafrecht regelt Art. 103 Abs. 2 GG das Verbot rückwirkender Gesetze. Über
das Strafrecht hinaus wird zwischen echter Rückwirkung und unechter
Rückwirkung unterschieden.

echte Rückwirkung

Unter einer echten Rückwirkung versteht man, dass der Gesetzgeber im
Nachhinein Regelungen schafft, den Tatbestände eingreifen, die in der
Vergangenheit begonnen und abgeschlossen wurden. Die neuen Regelungen
stellen im Vergleich zu den alten Regelungen nachteilige Rechtsfolgen dar.
Eine solche echte Rückwirkung ist grundsätzlich unzulässig. Nur aus
zwingenden Gründen des Gemeinwohls können hier von einer Ausnahme
gemacht werden.

unechte Rückwirkung

Unter einer unechten Rückwirkung versteht man Gesetze, die zwar in
Tatbestände eingreifen, die in der Vergangenheit begonnen haben, aber noch
nicht abgeschlossen sind. Solche unechten Rückwirkungen sind grundsätzlich
zulässig. Ausnahmsweise ist eine unechte Rückwirkung unzulässig, wenn der
Betroffene mit einer solchen nachträglichen Änderung des Gesetzes nicht zu
rechnen brauchte und sein Vertrauen schutzwürdiger ist als das gesetzliche
Interesse.

b) – Demokratie



Ausgehend von der Volkssouveränität legitimiert das Demokratieprinzip
die Staatsgewalt. Nach Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG geht alle Staatsgewalt vom
Volke aus. Dabei muss jede Form staatlichen Handelns demokratisch
legitimiert sein. Das staatliche Gewaltmonopol ist nur zu rechtfertigen, wenn
es lückenlos demokratisch legitimiert ist. Wahlen und Abstimmungen
realisieren das Demokratieprinzip. Die Demokratie nach dem Grundgesetz ist
eine parlamentarische repräsentative Demokratie, Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG.
Dabei übt das Volk die Staatsgewalt nur mittelbar aus, d.h. dass die Gesetze
vom Parlament, dem Bundestag gemacht werden. Zwar gibt es keine
ausdrückliche Regelung für direkte Demokratie auf Bundesebene im
Grundgesetz. Jedoch könnte diese durch eine Verfassungsänderung eingeführt
werden, wenn die Voraussetzungen des Art. 79 Abs. 1 und Abs. 2 GG
beachtet werden. Hingegen ist bereits die direkte Demokratie nach Art. 29 und
Art. 118 Buchst. a GG bei der Neugliederung des Bundesgebietes zulässig.
Ebenfalls gibt es nach Art. 28 Absatz ein S. 4 auf Gemeindeebene die
Möglichkeit plebiszitäre Entscheidungen.

c) – Republik

Art. 20 Abs. 1 GG ist Deutschland eine Republik. Republik ist das
Gegenteil von Monarchie. Eng verknüpft ist die Republik mit dem
Demokratieprinzip. Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Anders als in einer
Monarchie, wird das Staatsoberhaupt durch Wahlen bestimmt und nicht durch
Erbfolge.

d) Bundesstaat

Nach Art. 20 Abs. 1 GG ist Deutschland ein Bundesstaat. Der
Föderalismus in Deutschland hat eine lange Tradition. Aus der jüngsten
Vergangenheit ist hier bedeutsam, dass vor der Wiedervereinigung
Deutschlands in Form des rechtlichen Beitritts der DDR zum Grundgesetz
der Bundesrepublik Deutschland die heutigen neuen Bundesländer wieder
geschaffen wurden.



Ein wichtiges auch heute noch geltendes Argument für den Föderalismus
in Deutschland ist die Verhinderung zentralstaatlicher Machtanhäufung
(vertikale Gewaltenteilung).

Verfassungsrechtlich ist zwischen dem Bundesstaat und dem Staatenbund
zu unterscheiden. Innerhalb eines Staatenbundes haben die einzelnen Staaten
eigene Völkerrechtssubjektivität. Innerhalb eines Bundesstaates verlieren die
Bundesländer diese Rechtsstellung und nur der Bundesstaat als solcher hat
Völkerrechtssubjektivität inne. Der Föderalismus des Grundgesetzes regelt
jedoch, dass die Bundesrepublik Völkerrechtssubjekt ist und gleichzeitig auch
die Länder Staatsqualität besitzen. Daraus resultiert auch die
Selbstverwaltungsgarantie der Bundesländer in Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG. So
dürfen sich Bundesländer eine eigene Verfassung geben. Ferner haben auch
die Bundesländer Gesetzgebungskompetenz, Art. 30 und Art. 70 GG. Von
welcher fundamental wichtigen Bedeutung der Föderalismus nach dem
Grundgesetz ist, zeigt die Ewigkeitsklausel des Art. 79 Abs. 3 GG. Danach
kann das Grundgesetz nicht geändert werden, wenn mit der
Verfassungsänderung der Föderalismus als solcher angegangen wird, d.h. die
Gliederung des Bundes in Länder und die grundsätzliche Mitwirkung der
Länder bei der Gesetzgebung berührt werden.

e) Sozialstaat

Aus dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG könne grundsätzlich
nicht subjektive einklagbare Rechte des einzelnen abgeleitet werden. Nach der
Besprechung des Bundesverfassungsgerichts resultiert allein aus Art. 1 Abs. 1
GG der einklagbare Anspruch des einzelnen auf ein menschenwürdiges
Existenzminimum.

Vielmehr stellt das Sozialstaatsprinzip einen objektiven Grundsatz dar,
der einen Auftrag an den Gesetzgeber darstellt. Das Sozialstaatsprinzip ist eine
Staatszielbestimmung. Einklagbare subjektive Rechte werden erst durch
Umsetzung und Konkretisierung in Form von Gesetzen geschaffen.



f) Umweltschutz- und Tierschutz als Staatszielbestimmung

Neben dem Sozialstaatsprinzip stellt der in Art. 20a GG geregelte
Umwelt-und Tierschutz die wohl bekannteste Staatszielbestimmung dar. Einer
solchen Staatszielbestimmung kommt zwar keine Schutzwirkung wie einem
Grundrecht zu. Jedoch stellt sie einen Gestaltungsauftrag an den Gesetzgeber
dar. Einklagbare subjektive Rechte können sich nur aus Gesetzen ergeben, die
die Staatszielbestimmung aus Art. 20a GG umsetzen. Jedoch ist der einzelne
nicht grundrechtslos, wenn er sich gegen die fortschreitende Zerstörung der
Umwelt zur Wehr setzen will. So kann aus dem Grundrecht auf Leib und
Leben und körperliche Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG durchaus ein
Abwehrrecht mit entsprechendem Inhalt hergeleitet werden. Bei der
Verstärkung und Auslegung kann hier die Staatszielbestimmung aus Art. 20a
GG herangezogen werden.

II) VERWALTUNGSRECHT

Das Verwaltungsrecht unterscheidet sich im Wesentlichen in das
Allgemeine und Besondere Verwaltungsrecht auf der einen Seite und in das
Verwaltungsprozessrecht auf der anderen Seite. Während sich das Allgemeine
Verwaltungsrecht mit Fragen wie z.B. was ist ein Verwaltungsakt und wann ist
dieser rechtmäßig und im Zuge dessen z.B. mit dem Verwaltungsverfahren
beschäftigt, geht es im Verwaltungsprozessrecht um gerichtliche und
außergerichtliche Verfahrensarten, in denen die Rechtmäßigkeit des
vorgenannten Verwaltungsaktes überprüft werden kann.

1) Allgemeines Verwaltungsrecht

a) Staatsaufbau

Man unterscheidet sowohl auf Bundes, als auch auf Landesebene
zwischen der unmittelbaren und mittelbaren Staatsverwaltung.



Die unmittelbare Staatsverwaltung zeichnet sich dadurch aus, dass
Verwaltungsträger entweder die Bundesrepublik oder die einzelnen
Bundesländer sind. Mittelbare Staatsverwaltung liegt vor, wenn
Verwaltungsträger die jeweilige rechtlich selbständige Verwaltungseinheit ist,
wie z.B. die Bundesrechtsanwaltskammer.

Die unmittelbare Staatsverwaltung des Freistaats Bayern des
dreigliedrigen und besteht aus den Landratsämtern auf der ersten Ebene, den
(Bezirks-) Regierungen auf der zweiten Ebene und den Ministerien auf der
dritten und letzten Ebene. Auch der unmittelbare Staatsaufbau der
Bundesrepublik Deutschland ist dreigliedrigen: Die Ämter auf der ersten
Ebene, die Direktionen auf der zweiten Ebene und die Ministerien auf der
dritten und letzten Ebene.

b) Rechtsquellen des Verwaltungsrechts

Als Rechtsquellen des Verwaltungsrechts kommen neben dem
Grundgesetz und den Länderverfassungen die formellen und materiellen
Gesetze im Betracht. Ein formelles Gesetz liegt immer dann vor, wenn es von
dem zuständigen Gesetzgebungsorgan im vorgeschriebenen
Gesetzgebungsverfahren als Gesetz erlassen wurde. Materielle Gesetze sind
allgemeinverbindliche Regelungen d.h. generell-abstrakte Regelungen, die
Pflichten und Rechte begründen, ändern oder aufheben. Generell meint hier,
dass das Gesetz nicht nur für eine bestimmte Person gilt, sondern
grundsätzlich für jedermann. Abstrakt meint, dass das Gesetz nicht nur für
einen bestimmten Einzelfall gilt, sondern für eine unbestimmte Vielzahl von
Fällen. Die materiellen Gesetze können unterteilt werden in
Rechtsverordnungen, Satzungen, Gewohnheitsrecht und Richterrecht und
Verwaltungsvorschriften.

2) Verwaltungsprozessrecht



Im Rahmen des Verwaltungsprozessrechts werden außergerichtliche und
gerichtliche Rechtsbehelfe unterschieden.

a) Widerspruch

Der wichtigste außergerichtliche Rechtsbehelf ist der Widerspruch nach
§§ 68 ff. VwGO. Durch den Widerspruch hat der Bürger einen neben den
gerichtlichen Rechtsbehelfen bestehende zusätzliche Rechtsbehelfsmöglichkeit.
Des Weiteren entlastete Widerspruch die Gerichte, weil die Verwaltung sich
selbst kontrollieren kann.

b) Gerichtliche Rechtsbehelfe

Während des Studiums lernen sie vor allem folgende
verwaltungsrechtliche Klagearten kennen: Anfechtungsklage nach § 42 Abs. 1
Alt. 1 VwGO, Verpflichtungsklage nach § 42 Abs. 1 Alt. 2 VwGO, allgemeine
Leistungsklage und allgemeine Feststellungsklage nach § 43 VwGO.



KAPITEL 2 – GRUNDGESETZ DER
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND (GG) 1

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland

vom 23. Mai 1949

(Auszug)

(BGBl. S. 1)

zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndG (Art. 90, 91c, 104b, 104c, 107, 108,
109a, 114, 125c, 143d, 143e, 143f, 143g) vom 13.7.2017 (BGBl. S. 2347)

I. Die Grundrechte

Art 1 [Menschenwürde, Menschenrechte, Grundrechtsbindung]

Art 2 [freie Entfaltung der Persönlichkeit, Recht auf Leben und
körperliche Unversehrtheit, Freiheit der Person]

Art 3 [Gleichheit vor dem Gesetz]

Art 4 [Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit,
Kriegsdienstverweigerung]

Art 5 [Recht auf freie Meinungsäußerung, Medienfreiheit, Kunst- und
Wissenschaftsfreiheit]

Art 6 [Ehe, Familie, nicht eheliche Kinder]

Art 7 [Schulwesen]



Art 8 [Versammlungsfreiheit]

Art 9 [Vereinigungsfreiheit]

Art 10 [Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis]

Art 11 [Freizügigkeit]

Art 12 [Berufsfreiheit]

Art 12a [Dienstverpflichtung]

Art 13 [Unverletzlichkeit der Wohnung]

Art 14 [Eigentum, Erbrecht und Enteignung]

Art 15 [Sozialisierung]

Art 16 [Ausbürgerung, Auslieferung]

Art 16a [Asylrecht, Einschränkung des Asylrechts]

Art 17 [Petitionsrecht]

Art 17a [Einschränkung von Grundrechten bei Soldaten]

Art 18 [Verwirkung von Grundrechten]

Art 19 [Einschränkung von Grundrechten]

II. Der Bund und die Länder

Art 20 [Bundesstaatliche Verfassung, Widerstandsrecht]

Art 20a [Umweltschutz]

Art 21 [Parteien]

Art 22 [Bundesflagge]

Art 23 [Europäische Union]

Art 24 [Kollektives Sicherheitssystem]

Art 25 [Völkerrecht als Bestandteil des Bundesrechts]

Art 26 [Verbot des Angriffskrieges]


